Osterkamp, Jana: Verfassungsgerichtsbarkeit in der Tschechoslowakei (1920–1939): Verfassungsidee – Demokratieverständnis – Nationalitätenproblem by Filip, Jan
524 Bohemia Band 51 (2011) 
heiten in Methode und Begriffsbildung bei: Trotz einleitender Definitionsversuche 
wird nicht recht deutlich, was Orzoff mit dem Begriff „Mythos" bezeichnet. Er 
schwankt ständig zwischen einer intentionalen Legitimationsfunktion und einem 
allgemeinen Diskursbegriff. Da diese Differenzierung unterbleibt, lässt sich der all­
gemeine Nationaldiskurs nur schwer von seiner „Burgvariante" unterscheiden, auch 
wenn Orzoff das zweifellos im Sinn hat. Gerade in der Fundierung des tschechi­
schen Nationsverständnisses im 19. Jahrhundert scheint Orzoff hier bei aller Kritik 
aber selbst der suggestiven Kraft der Masarykschen Geschichtsphilosophie zu erlie­
gen. Masaryks Behauptung, immer und zu jeder Zeit eine konsistente Haltung ver­
treten zu haben, wurde bereits von seinen Zeitgenossen grundlegend in Frage ge­
stellt. Eine Definition etwa des tschechischen Staatsrechtsbegriffs und seiner diskur­
siven Verankerung hätte hier vielleicht geholfen. 
Ebenfalls begrifflich, aber auch grundlegend methodisch lässt sich die Gegen­
überstellung von Mythos und Realpolitik hinterfragen. Auch die „realpolitischen" 
Erfolge oder Misserfolge der Burg konnten ja nicht anders als diskursiv verhandelt 
und dargestellt werden. Zudem überzeugt der Hinweis, der Masarykkult sei eine 
rein „zivile" Angelegenheit gewesen, nicht. Eine derart scharfe Trennung von Politik 
und Religion musste ja gerade an dieser Stelle aufgeweicht und auf wechselseitige 
Durchdringung untersucht werden. Zu guter Letzt sei auch darauf hingewiesen, dass 
die Schilderung der Jahre 1925-1929 und 1930-1938 primär als Krisenzeit, und damit 
die Übernahme der Wahrnehmung der Burg, nicht ganz unproblematisch ist. Denn 
dadurch gerät ein durchaus vorhandener politischer Grundkonsens, der auch Geg­
ner wie Masaryk und Kramář bis zu einem gewissen Punkt zusammenrücken ließ, 
etwas aus dem Blick. Gerade eine breitere Diskussion des öffentlichen Auftretens 
etwa von Antonin Svehla, zu dem Orzoff einige aufschlussreiche Passagen beisteu­
ert, hätte die Darstellung eines permanenten ideologischen Kampfes vielleicht relati­
vieren können. 
All diese Kritikpunkte sollen aber nicht von den Stärken der Arbeit ablenken: 
Orzoff zeigt nicht nur die Mechanismen der Propaganda auf, sondern zeichnet auch 
ein sehr überzeugendes Bild der dichten personellen und organisatorischen Verflech­
tungen rund um die Burg. Auch die gegenseitige Determiniertheit von außen- und 
innenpolitischem Erfolg, zumindest in den Augen der Handelnden, ist eine wert­
volle Erkenntnis. 
Prag Johannes Gleixner 
Osterkamp, Jana: Verfassungsgerichtsbarkeit in der Tschechoslowakei (1920-1939): 
Verfassungsidee - Demokratieverständnis - Nationalitätenproblem. 
Vittorio Klostermann, Frankfurt/M. 2009, X u. 309 S. (Studien zur Europäischen Rechts­
geschichte 243), ISBN 978-3-465-04073-6. 
Die vorliegende Arbeit, die auf der Dissertation der Autorin an der Universität 
Frankfurt am Main beruht, stellt die bisher fundierteste Untersuchung zu den Ent-
stehungsumständen und zum Innenleben des ersten tschechoslowakischen Verfas­
sungsgerichts dar. 
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Das Buch gliedert sich in drei Teile. Der erste beschäftigt sich mit der Schaffung 
des Verfassungsgerichts in der Ersten Tschechoslowakischen Republik (1918-1938). 
Osterkamp vollzieht hier die Ausarbeitung und die Interpretation des Verfassungs­
textes sowie und insbesondere des Gesetzesartikels vom 9. März 1920 über das 
Verfassungsgericht nach. Sie geht zudem auf die Stellung des neuen Gerichts inner­
halb des politischen Systems ein und weist kritisch auf das Fehlen einer wirksamen 
Vertretung der nationalen Minderheiten des damaligen Vielvölkerstaates Tschecho­
slowakei hin (siehe dazu die Fälle der Vertreter deutscher Nationalität Latka, Löwy 
und Nussbaum, 82-84). Es folgt eine präzise und kenntnisreiche Untersuchung der 
Misserfolge - anders lässt es sich nicht sagen - der Verfassungsgerichtsbarkeit in der 
ČSR. Ein Kernproblem war der sehr beschränkte Kreis der Antragsteller, die eine 
Klage einreichen konnten (S. 12-32) - letztlich hatte das Gericht dadurch kaum etwas 
zu entscheiden. Aus dieser Erfahrung hat die Tschechische Republik nach 1992 ihre 
Lehren gezogen, indem sie die „Tore der Verfassungsgerichtsbarkeit" für natürliche 
und juristische Personen ebenso geöffnet hat, wie für die regionalen Selbstverwal­
tungsorgane. Auch die juristischen Faktoren, die dem Verfassungsgericht die Arbeit 
schwer machten - u. a. die geringen Kompetenzen des Gerichts und die auf drei Jahre 
nach seiner Veröffentlichung im Gesetzblatt beschränkten Frist, innerhalb derer das 
Verfassungsgericht ein Gesetz auf seine Verfassungsmäßigkeit überprüfen konnte -
charakterisiert Osterkamp zutreffend. 
Eine Stärke dieses ersten Teils liegt ferner darin, dass Osterkamp das Wirken des 
tschechoslowakischen Verfassungsgerichts im Kontext des politischen Systems und 
seiner Eigenarten versteht. Dazu gehörte namentlich die Tendenz, politische Ent­
scheidungen auf dem Weg informeller Übereinkünfte zwischen den politischen Par­
teien und dem Präsidenten zu fällen. Die dominante Stellung der Parteien und deren 
versuchte Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung wird als einer der Gründe 
dafür ausgemacht, warum es zwischen 1931 und 1938 nicht gelang, das Verfassungs­
gericht den Herausforderungen der Zeit anzupassen. In diesem Abschnitt fesseln die 
Portraits der beiden Präsidenten des Verfassungsgerichtes, Karel Baxa und Jaroslav 
Krejčí. Und auch die Portraits der weiteren Verfassungsrichter und ihrer Stellver­
treter öffnen den Bick auf einen bislang völlig vergessenen Bereich der tschechischen 
Verfassungsgeschichte - einschließlich der persönlichen Konflikte zwischen den 
tschechischen Rechtsexperten (z.B. S. 231 f.). 
Der zweite Teil des Buches ist den Streitigkeiten um den Charakter der Er­
mächtigungsgesetze und der Rolle des Verfassungsgerichtes in dieser Auseinander­
setzung gewidmet, die aller Wahrscheinlichkeit nach das Schicksal der Verfassungs­
gerichtsbarkeit in der ČSR besiegelt hat. Osterkamp nimmt die erste Entscheidung 
des Verfassungsgerichtes von 1922 zur Verfassungswidrigkeit von Ermächtigungs­
gesetzen zum Ausgangspunkt und verfolgt die Konflikte des Gerichts mit den 
Regierungsparteien, die auf dieses Urteil zurückgehen. Diese zogen sich durch 
die gesamte Geschichte der Ersten Republik und zeigen Auswirkungen bis in die 
Gegenwart - hat doch z.B. der Konflikt zwischen der katholischen Kirche und dem 
Staat um die Eigentumsverhältnisse des St. Veits-Doms (die mit einer Einigung bei­
der Seiten beendet wurde) seine Wurzeln in einer Regierungsverordnung, die auf der 
Grundlage eines ähnlichen Ermächtigungsgesetzes fußte. 
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Osterkamp widmet sich zunächst dem Ablauf des ersten Verfahrens vor dem 
Verfassungsgericht, dem Rechtsstreit über die Eingliederung der Gemeinden Weitra 
und Feldsberg in die Tschechoslowakei, und skizziert dann die Theoriedebatte zu 
dieser Frage. In dieser Diskussion, die sich über Jahre zog, meldeten sich auch aus-
ländische Verfassungsrechtler wie Hans Kelsen, Leon Duguit oder Maurice Hauriou 
zu Wort. Im Anschluss untersucht Osterkamp die beiden einzigen Entscheidungen 
des Verfassungsgerichtes, die zur Revision zweier auf der Grundlage eines Ermäch-
tigungsgesetzes verfügten Gesetze führten. Diese zwei Urteile fielen im Juni und Juli 
1939, und damit in einer Zeit, in der die Tschechoslowakei nicht mehr existierte, 
sodass sie keinen Einfluss auf die weitere Entwicklung hatten. Das gesamte Kapitel 
besticht durch die gründliche Analyse sowohl der verfassungsrechtlichen Situation 
als auch der Verhandlungspraktiken hinter den Kulissen. 
Der dritte Teil der Arbeit ist nicht ausschließlich dem tschechischen Verfassungs-
gericht gewidmet, doch gibt er einen guten Eindruck von der schwierigen Lage, in 
der dieses Ende dreißiger Jahre wirkte. Im Zentrum der Darstellung stehen hier die 
Probleme mit der deutschen Minderheit und ihrer politischen Repräsentation, die 
die Verfassungsgerichtsbarkeit insofern tangieren, als Verfassungsreformen nötig 
gewesen wären, um sie zu lösen. Ein Teil der Gesetzesentwürfe der Sudetendeut-
schen Partei aus dem Jahr 1937 (216 f., „Volkschutzgesetzanträge") bildete das Ge-
rüst für einen Zusatz, mit dem 1938 die das Verfassungsgericht betreffenden gesetz-
lichen Regelungen ergänzt wurden, und in denen den so genannten Volksgruppen-
organisationen, gegebenenfalls auch deren Abgeordneten und Senatoren, das Recht 
eingeräumt werden sollte, dem Verfassungsgericht Vorschläge zur Überprüfung 
der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zukommen lassen zu können (S. 240). Eine 
Reihe von Vorschlägen hatten schon zuvor Fritz Sander und Hermann Raschhofer 
in ihren Publikationen vorgelegt, aber auch Hans Kelsen beschäftigte sich mit dieser 
Frage, als er 1936 nach Prag kam. Osterkamp ordnet diese Problematik zutreffend in 
den Kontext der Forderungen der anderen Minderheiten aber auch der Rufe nach 
Autonomie für die Slowakei ein, wobei sie die Reaktionen der tschechischen Seite 
nicht vernachlässigt. Der letzte Teil behandelt dann nur noch sehr knapp das weite-
re Schicksal der Verfassungsgerichtsbarkeit nach dem Zweiten Weltkrieg (251-254). 
Die Arbeit von Jana Osterkamp ist in mehrfacher Hinsicht verdienstvoll. Sie ist 
die erste Arbeit, die die Geschichte der Verfassungsgerichtsbarkeit in der Ersten 
Tschechoslo'wakischen Republik gründlich bearbeitet, und das nicht nur aus der 
Perspektive der deutschen, sondern auch der tschechischen Rechtsgeschichte. Die 
Schlussfolgerungen der Autorin sind dabei auch für die Gegenwart von Relevanz, da 
einige der Themen, mit denen das Verfassungsgericht damals beschäftigt war, auch 
heute noch virulent sind. Viele dieser Probleme stellten und stellen sich nicht allein 
in Tschechien - das macht das Buch auch für Rechtshistoriker interessant, die sich 
mit allgemeinen Fragen der Verfassungsgerichtsbarkeit beschäftigten. Osterkamp 
macht als erste in der deutschsprachigen Fachliteratur deutlich, dass mit der Ver-
fassungsurkunde vom 29. Februar 1920 die weltweit erste Möglichkeit einer abstrak-
ten Normenkontrollklage über eine spezialisierte Verfassungsgerichtsbarkeit ver-
ankert wurde. Das wird sogar in Tschechien häufig vergessen, wo stets der Einfluss 
Kelsens hervorgehoben und übersehen wird, dass es sich bei der Gründung um das 
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alleinige Ergebnis der Arbeiten an der Verfassung während der Jahre 1919-1920 han­
delt, die keineswegs an die Konzeption des österreichischen Reichsgerichts von 
1867 anknüpften. Und schließlich liest man das Buch nicht nur dann mit Gewinn, 
wenn man sich für die Geschichte der Verfassungsgerichtsbarkeit bzw. mit Rechts­
geschichte der ČSR befasst. Sie ist auch für diejenigen von Interesse, die sich für die 
Stellung der nationalen Minderheiten in diesem Staat interessieren. Gerade diese Pas­
sagen bringen auch für tschechische Experten neue Einsichten: In einem Rechtsstaat 
wird Politik mit Hilfe von Rechtsmitteln verwirklicht, und diese wiederum werden 
vom Verfassungsgericht kontrolliert. Damit sind Verfassungsgerichte an die Sphäre 
der Politik rückgekoppelt, die sie zwar nicht direkt formen, doch über deren Ein­
haltung - gerade was die im Verfassungsrang stehenden Regeln betrifft - sie wachen. 
Auch aus diesem Grund ist die Nationalitätenfrage als ein thematischer Schwer­
punkt der Arbeit gut gewählt: Denn sie war der Bereich, in dem sich die Verfas­
sungsgerichtsbarkeit der Ersten Republik wirklich herausgefordert sah und in dem 
sie aktiv wurde. Die Tatsache allerdings, dass dieses Problem letztlich zum Unter­
gang des Staates führte, kann nicht dem unzureichend funktionierendem Verfas­
sungsgericht zur Last gelegt werden. 
Jana Osterkamp hat eine gewaltige Menge an Quellen und Dokumenten sowie 
die relevante deutsche und tschechische rechtswissenschaftliche Literatur aus der 
Zwischenkriegszeit bearbeitet. Damit hat sie gezeigt, auf welch hohem Niveau sich 
die deutsche Rechtsgeschichte derzeit bewegt. Ich habe allerdings den Eindruck, 
dass ihre Arbeit dem tschechischen und österreichischen Rechtswissenschaftler 
aufgrund der gemeinsamen Verfassungsgeschichte und vergleichbarer Problemlagen 
näher und verständlicher als dem deutschen Leser sein wird. Doch liegt darin mög­
licherweise auch ein Vorzug, erfährt der deutsche Leser hier doch viel über die 
Rechtswissenschaft, wie sie an der deutschen Universität in Prag betrieben wurde. 
Auch bietet die Arbeit einen sehr guten Zugang zu der zeitgenössischen rechtswis­
senschaftlichen Literatur und das anhand der in ihrer Zeit zentralen Konflikte um 
das Wesen der Demokratie und des Rechtsstaates, die unter anderem auf dem Feld 
der Bemühungen um eine Lösung des Nationalitätenkonflikts geführt wurden. Das 
letzte Wort in dieser Diskussion wird jedoch vermutlich niemals gesprochen wer­
den. 
Brno Jan Filip 
Lemberg, Hansi Marek, Michaela/ Beneš, Zdeněk/Kováč, Dušan (Hgg.): Suche 
nach Sicherheit in stürmischer Zeit. Tschechen, Slowaken und Deutsche im System 
der internationalen Beziehungen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
Klartext, Essen 2009, 449 S. (Veröffentlichungen der Deutsch-Tschechischen und Deutsch-
Slowakischen Historikerkommission 16; Veröffentlichungen zur Kultur und Geschichte im 
östlichen Europa 31), ISBN 978-3-89861-127-5. 
Die Deutsch-Tschechische und Deutsch-Slowakische Historikerkommission hat in­
zwischen 17 Bände vorgelegt, die eine ganze Reihe von trinationalen Tagungen zu 
ausgewählten Problemfeldern der jüngeren Geschichte und Kultur dokumentieren. 
